
 

N I E D E R S C H R I F T  
 

über die 4. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Wassenberg am 24.02.2015 
 
 
 
Anwesend sind: 

Vorsitzende/r 
Bürgermeister Winkens, Manfred  CDU   

a)   vom Ausschuss 
Stadtverordneter Albrecht, Hans-Josef  CDU Vertretung für Herrn 

Peter Weyermanns 
Stadtverordnete Beckers, Susanne Dr. med.  FDP   

Stadtverordneter Dohmen, Karl-Heinz  CDU   

Stadtverordneter Feix, Wolfgang Dr.-Ing.  Die Linke   

Stadtverordneter Gansweidt, Frank  SPD   

Stadtverordneter Gehr, Mario  SPD   

Stadtverordneter Jansen, Udo  CDU   

Stadtverordnete Kandziora-Rongen, Ingeborg  Bündnis 90/Die Grünen   

Stadtverordneter Killat, Hans-Ulrich  CDU   

Stadtverordneter Kohnen, Hermann-Josef  CDU Vertretung für Herrn 
Frank Winkens 

Stadtverordnete Konarski, Sylke  SPD   

Stadtverordneter Leutner, Klaus-Werner  CDU   

Stadtverordneter Maurer, Marcel  CDU   

Stadtverordneter Minkenberg, Peter  SPD Vertretung für Herrn 
Hermann Thissen 

Stadtverordneter Peters, Rainer  CDU   

Stadtverordneter Ramakers, Ingo  CDU Vertretung für Herrn 
Martin Kliemt 

Stadtverordneter Schiefke, Norbert  CDU Vertretung für Herrn 
André Ruhrberg 

Stadtverordneter Schnorrenberg, Markus  SPD   

Stadtverordneter Seidl, Robert  Bündnis 90/Die Grünen   

Stadtverordnete Simons, Heike  SPD   

Stadtverordnete Vieten, Silke  CDU   

außerdem sind anwesend 
Geschäftsführer Reyrink, Leo Dr.  Naturpark Maas-Schwalm-

Nette 
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b)   von der Verwaltung 
Stadtkämmerer Darius, Willibert     

Fachbereichsleiter Sieg, Manfred     

Fachbereichsleiter Schiefke, Norbert   bis 19.50 Uhr TOP 4 

Fachbereichsleiter Winkens, Marcel     

Sachbearbeiterin Martin, Sabrina    zu TOP 3 

Schriftführerin Krücken, Ulrike     

 
 

T a g e s o r d n u n g 
 

I. Öffentlicher Teil 

 1 .  Bestimmung eines Ausschussmitgliedes zur Mitunterzeich-
nung der Sitzungsniederschrift 

  

   
 2 .  Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 25.11.2014   
   
 3 .  „Teilnahme der Stadt Wassenberg am Projekt INTERREG V-

A „Kulturgeschichte digital erleben“ über den Deutsch-
Niederländischen  Naturpark Maas-Schwalm-Nette“ 

BV/FB4/006/2015 

   
 4 .  Haushaltswirtschaft 2015; 

hier: Auswertung der Haushaltsreden der Fraktionen, er-
gänzt um die Berücksichtigung der der Verwaltung noch 
gesondert vorliegenden und bisher noch nicht abschließend 
bearbeiteten Anträge 

MV/FB5/001/2015 

   
 
 
 
Ausschussvorsitzender Manfred Winkens eröffnet die 4. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Wassenberg und begrüßt die Stadtverordneten, die Mitarbeiter der Verwaltung, die Ver-
treterinnen und Vertreter der Presse sowie die Zuhörer. 
 
Gegen Form, Frist und Inhalt der Einladung zur heutigen Ratssitzung werden keine Einwendungen 
erhoben. 
 
Der Ausschussvorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit des Ausschusses gemäß §10 der Geschäfts-
ordnung des Rates fest. 
 
Bürgermeister Winkens teilt mit, dass der Tagesordnungspunkt 4 
 
„Teilnahme der Stadt Wassenberg am Projekt INTERREG V-A „Kulturgeschichte digital erleben“ 
über den Deutsch-Niederländischen Naturpark Maas-Schwalm-Nette“ 
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die neue Tagesordnungsnummer 3 erhalte und somit vorgezogen werden soll, da hierzu Herr Dr. 
Leo Reyrink vom Deutsch-Niederländischen Naturpark Maas-Schwalm-Nette einen Vortrag halten 
wolle. 
 
Der Rat erklärt sich damit einstimmig einverstanden. 
 

I. Öffentlicher Teil 

Zu TOP  1. Bestimmung eines Ausschussmitgliedes zur Mitunterzeichnung der Sit-
zungsniederschrift 

 

Zur  Mitunterzeichnung   der    Sitzungsniederschrift   wird  gemäß   § 26 Abs. 4 i. V. m. § 29 (10) 
der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Wassenberg der Stadtverordnete Albrecht, Hans be-
nannt, der hierzu sein Einverständnis erklärt. 

 
 

Zu TOP  2. Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 25.11.2014 

 
Gegen die Abfassung der Ausschussniederschrift vom 25.11.2014 werden keine Bedenken erho-
ben. 
 
 

Zu TOP  3. „Teilnahme der Stadt Wassenberg am Projekt INTERREG V-A „Kulturge-
schichte digital erleben“ über den Deutsch-Niederländischen  Naturpark 
Maas-Schwalm-Nette“ 
Vorlage: BV/FB4/006/2015 

 
Der Ausschuss nimmt die Ausführungen aus der Beschlussvorlage der Verwaltung vom 05.02.2015 
zur Kenntnis. Darin wird Folgendes mitgeteilt: 
 
Sachverhalt: 
 
Am 19.11.2014 ist das neue INTERREG V-A-Programm Deutschland-Nederland 2014-2020 von der EU-
Kommission unterzeichnet worden. 
Unterstützt werden mit diesem Programm grenzübergreifende Projekte in folgenden Bereichen: 

 Wirtschaft, Technologie und Innovation, 
 Nachhaltige regionale Entwicklung, 
 Integration und Gesellschaft, 
 Technische Hilfe. 

Das Fördergebiet umfasst 
 Teile der deutschen Bundesländer Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen und 
 Gebiete der niederländischen Provinzen Friesland, Groningen, Drenthe, Flevoland, Overijssel, 

Gelderland, Noord-Brabant und Limburg. 
Das Programm ist hauptsächlich auf die Gebiete gerichtet, die direkt an der deutsch-niederländischen Gren-
ze liegen.  
 
Die Stadt Wassenberg ist Teil des Deutsch-Niederländischen Naturparks Maas-Schwalm-Nette (D-NL Natur-
parks MSN) und des Naturparks Schwalm-Nette (NPSN) und somit Bestandteil des Fördergebietes. 
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Der D-NL Naturparks MSN und der NPSN haben in Zusammenarbeit mit mehreren Kommunen beiderseits 
der Grenze das Projekt INTERREG V-A „Kulturgeschichte Digital Erleben“ vorbereitet, welches ein Gesamtvo-
lumen von 2,5 Millionen Euro hat, im April 2015 starten und Ende Oktober 2018 abgeschlossen werden soll. 
 
Auf deutscher Seite werden sich neben dem Heinsberger Tourist Service, dem Niederrhein Tourismus, dem 
LVR und der Marketing Gesellschaft Mönchengladbach auch die Kommunen Wachtendonk, Brüggen, Nette-
tal, Niederkrüchten und Wegberg inhaltlich mit örtlichen Maßnahmen und mit Eigenmitteln an diesem Pro-
jekt beteiligen. 
 
Bei diesem Projekt besteht die Möglichkeit, auch Maßnahmen zur Förderung einzureichen, die eine 

 Erschließung und Verbesserung kulturhistorischer Elemente beinhaltet und den Zielsetzungen einer 
Optimierung sog. „Points of interest“ entspricht, Kulturgeschichte zugänglich macht und neben ei-
ner digitalen Darstellung unserer Natur- und Kulturgeschichte 
im Rahmen des Gesamtprojektes das touristische Marketing der Grenzregion als Bestandteil hat. 

 
Dem D-NL Naturparks MSN wurde daraufhin seitens des Fachbereiches Stadtmarketing, Tourismus & Kultur 
die Projektidee vorgestellt, den Bergfried über Treppenlifte und einen Aufzug insgesamt, aber auch beson-
ders für ältere Menschen,  Behinderte,  Rollstuhlfahrer  etc.  zugänglicher zu machen. Um den kostenmäßi-
gen Umfang abzuschätzen, wurde  ein Angebot einer Fachfirma für Aufzüge und Reha-Technik eingeholt, 
welches dem Förderantrag beizufügen ist. 
Der D-NL Naturparks MSN als Antragsteller für das gesamte Projekt bewertet die vorgestellte Maßnahme 
äußerst positiv und ist davon überzeugt, dass diese hervorragend zu den Zielen des Projektes INTERREG V-A 
„Kulturgeschichte Digital Erleben“ passt. 
 
Für eine Teilnahme der Stadt Wassenberg an der INTERREG-Maßnahme ist zunächst ein Grundbeitrag von 
25.200,--Euro bereitzustellen. Für die Maßnahmen zur Verbesserung der Erreichbarkeit des Bergfriedes sind 
auf der Grundlage des Angebotes rd. 160.000,--Euro anzusetzen. 
Da diese Maßnahme mit 75% gefördert würde, verbliebe ein Eigenanteil der Stadt von 40.000,--Euro. 
Zusammen mit dem Grundbetrag von 25.200,--Euro betragen die Eigenmittel somit 65.200,--Euro. 
Der Projektzeitraum umfasst 4 Jahre (2015 – 2018), sodass die Eigenmittel bzw. deren Zahlung über den 
Zeitraum von 4 Jahren gestreckt werden könnten. 
 
Mit der veranschlagten Maßnahme zur Verbesserung der Zugänglichkeit und Nutzung des Bergfriedes soll 
erfolgen:  

 die Anlegung eines Treppenliftes (Plattformliftes) im Aussenbereich am Aufgang vom Heckentheater 
bis zum Plateau des Turmes mit einer Schienenlänge von bis zu 42 Metern und einer Plattform incl. 
Klappsitz mit einer Tragkraft von 225 kg, 

 eines Hubliftes über Eck am hinteren Treppenaufgang des Eingangs zum Bergfried mit einer Trag-
kraft von 225 kg  sowie 

 eines Senkrechtliftes im Gebäude; Tragkraft 385 kg 
Die Wartungskosten für alle drei Lifte werden seitens der anbietenden Firma über einen entsprechenden 
Wartungsvertrag mit ca. 1.500 Euro/Jahr veranschlagt. 
 
Bei einer Verwirklichung dieses Projektes besäße die Stadt Wassenberg in Verbindung mit dem kürzlich er-
folgten Ausbau des Bergfriedes ein Alleinstellungsmerkmal in der Region, da Vergleichbares hier bisher nicht 
vorzufinden ist und käme den Zielen des Stadtmarketings i. S. einer Attraktivitätssteigerung  der Stadt auch 
im Hinblick auf den Tourismus und die Erschließung von Kulturgütern einen großen Schritt näher. 
 
Wie eingangs geschildert, befindet sich das Projekt im Antragsverfahren für eine Förderung der v.g. Maß-
nahmen. Für dieses Antragsverfahren ist es erforderlich, dass die Stadt Wassenberg die Teilnahme am Pro-
jekt bestätigt und die Bereitstellung der entsprechenden Eigenmittel erklärt. 
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Da der Förderantrag bis Mitte März 2015 wegen der im selben Monat endenden Einreichungsfrist erstellt 
werden muss, die nächste Ratssitzung aber erst am 19.03.2015 stattfindet, schlägt die Verwaltung auf der 
Grundlage des § 60 Abs. 1 GO.NRW vor, dass der Haupt- und Finanzausschuss in seiner Sitzung am 
24.02.2015 beschließt, an dem Projekt INTERREG V-A-Programm Deutschland-Nederland 2014-2020 teilzu-
nehmen und dem D-NL Naturparks MSN zu bestätigen, dass die erforderlichen Eigenmittel von 65.200,--
Euro im Falle der Bewilligung bereit gestellt werden. 
 
Anmerkung: 
Der Geschäftsführer des D-NL Naturparks MSN, Herr Drs. Leo Reyrink, wird dem Ausschuss in der Sitzung 
das Projekt erläutern und steht für Fragen zur Verfügung. 

 
Herr Dr. Leo Reyrink erläutert dem Ausschuss das Projekt anhand einer Powerpointpräsentation. 
 
Bürgermeister Winkens bedankt sich bei Herrn Dr. Reyrink für die informativen Ausführungen. 
 
Aus der Mitte des Ausschusses werden Fragen bezüglich der Finanzierung und der Festlegung der 
Baukosten gestellt, die seitens Herrn Dr. Reyrink beantwortet werden. 
 
Stadtverordnete Dr. Beckers begrüßt die geplante Maßnahme gibt aber zu bedenken, dass der 
geplante Treppenlift für ein Maximalgewicht von 250 kg ausgerichtet sei. Da würden bereits Prob-
leme entstehen, wenn jemand mit einem Elektrorollstuhl die Liftanlage nutzen wolle. Sie ist der 
Meinung, dass im Übrigen noch Klärungsbedarf bestehe, z. B. für die auf die Stadt zukommenden 
Kosten für die Herrichtung der Außenanlage nach der Bauphase. Diese Mehrkosten würden au-
genscheinlich zu Lasten der Stadt Wassenberg gehen, da der Zuschuss für die Maßnahme festge-
zurrt sei.  
 
Bürgermeister Winkens sagt in diesem Zusammenhang eine aktuelle Kostenschätzung zu. Bei einer 
gravierenden Abweichung bestehe ich Möglichkeit zur Fassung einer Dringlichkeitsentscheidung. 
 
Dr. Reyrink erklärt, dass die endgültige Planung erst nach Genehmigung des Projektes erfolge und 
die endgültig zu fördernden Kosten dann erst angegeben würden. 
 
Auf konkrete Nachfrage von Stadtkämmerer Darius, ob die derzeit vorliegende Kostenschätzung 
für die Aufzugsanlagen betraglich noch nachgebessert werden kann, erwidert Dr. Reyrink, dass 
dies dann bis Ende nächster Woche erfolgen müsse; spätere Kostensteigerungen bei Durchführung 
der Maßnahme seien nicht mehr förderfähig. 
 
Seitens des Ausschusses wird einvernehmlich erklärt, dass man es sich nicht leisten könne, die 
Maßnahme abzulehnen. Man solle der Maßnahme zustimmen. 
 
Verwaltungsangestellte Martin gibt zu bedenken, dass der Aufzug nicht nur zur Beförderung von 
Personen, sondern auch als Lastenaufzug verwenden werden könne. Des Weiteren könnten auch 
Personen, die die Treppen aufgrund ihrer körperlichen Konstitution nicht mehr hochkommen, den 
Aufzug nutzen.  
 
Stadtverordneter Schiefke stellt den Antrag, über den Beschlussvorschlag der Verwaltung abzu-
stimmen. Die Details könnten später besprochen werden. 
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Sodann lässt Bürgermeister Winkens über den Verwaltungsvorschlag abstimmen. 
 
Beschluss:          (20 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung) 
 
Eilbeschluss nach § 60 Abs. 1 GO.NRW: 
Die Stadt Wassenberg beteiligt sich am Projekt INTERREG V-A „Kulturgeschichte digital 
erleben“ über den Deutsch-Niederländischen  Naturpark Maas-Schwalm-Nette und stellt 
im Falle der Bewilligung einer Förderung  hierfür die erforderlichen Eigenmittel von insge-
samt 65.200,--Euro bereit. 
 
 
 

Zu TOP  4. Haushaltswirtschaft 2015; 
hier: Auswertung der Haushaltsreden der Fraktionen, ergänzt um die Be-
rücksichtigung der der Verwaltung noch gesondert vorliegenden und bis-
her noch nicht abschließend bearbeiteten Anträge 
Vorlage: MV/FB5/001/2015 

 
Der Ausschuss nimmt die Ausführungen der Mitteilungsvorlage vom 02.02.2015 zur Kenntnis. Da-
rin wird Folgendes mitgeteilt: 
 
Inhalt der Mitteilungsvorlage: 
 
Ausgehend von der Zusage in der Ratssitzung am 12.12.2014 bei der Verabschiedung des Haushalts 2015 
hat die Verwaltung nachfolgend – und diese -soweit möglich- nach Sachthemen gegliedert – die Anträge 
und Anregungen aus den Haushaltsreden zugeordnet und zusätzlich die aus vergangenen Jahren noch of-
fenen Anträge gleichzeitig aufgenommen. 
Mit dieser Vorgehensweise liegt nunmehr ein einheitliches Arbeitspapier mit einer enthaltenen Aufgaben-
stellung vor. Teilweise werden in dieser Vorlage zum Stand der Bearbeitung Zwischenergebnisse geliefert. 
 
 
1. Fortschreibung Brandschutzbedarfsplan 

 

 Antrag der FDP-Fraktion auf Erarbeitung eines langfristigen Konzeptes für die Wassenberger Feuer-
wehr (Vorlage AN/FB 3/034/2011) 
 

 Antrag des CDU-Ortsverbandes Myhl betreffend Feuerwehrgerätehaus Myhl (Vorlage AN/FB 
2/032/2014) 

 

 Forderung CDU-Fraktion bis 30.06.2015, spätestens jedoch bis Erstellung Haushaltsentwurf 2016 (in 
09/2015), Vorlage AN/FB 3/039/2014 
 

 FDP fordert Gesamtkonzept Feuerwehr und in diesem Zusammenhang im ersten Halbjahr 2015 be-
reits im Vorfeld eine Erörterung zwischen Verwaltung, Parteien und der Feuerwehr zwecks Abstim-
mung eines mittel- und langfristigen Konzeptes unter Berücksichtigung finanzieller Aspekte 

 

 Bürgermeister Winkens beabsichtigt, gesondert noch das Modell der Gemeinde Roerdalen abzuklä-
ren. 
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Anmerkung: 
Die Erstellung einer Entwurfsfassung des Brandschutzbedarfsplanes setzt vorgezogen eine interne Ab-
stimmung zwischen Verwaltung (Bürgermeister, federführender Fachbereich 3, beteiligte Fachbereiche 2 
und 5) und der Wehrleitung voraus. Im Zuge der Erstellung der Entwurfsfassung geht es nicht nur um die 
Bewertung von Feuerwehrgerätehäusern, sondern insbesondere auch um eine möglichst optimale Nut-
zung (dazu zählen ausdrücklich auch die Fahrzeugstandorte unter dem Gesichtspunkt der Erreichbarkeit 
u. ä.) der erworbenen bzw. auch die Überprüfung der zum Erwerb noch anstehenden Fahrzeuge. 
Deshalb setzt die Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes zudem unter Beachtung haushaltsrecht-
licher Bestimmungen auf jeden Fall eine Analyse des Bestandes, die Offenlage von Optimierungspoten-
tialen und die Erstellung belastbarer Wirtschaftlichkeitsberechnungen als Grundlage für Entscheidungen 
im Falle anstehender unabweisbarer Maßnahmen voraus. 
Nach Erarbeitung eines abgestimmten Grundlagenkonzeptes ist im zweiten Schritt dann die notwendige 
Abstimmung der Entwurfsfassung des Brandschutzbedarfsplanes zwischen Politik, Wehrleitung und Ver-
waltung vorgesehen.  

 
2. Überarbeitung Schülerbeförderungskonzept 

 

 Forderung der CDU, Überarbeitung bis 31.03.2015 (Vorlage AN/FB 1/040/2014) 
 

 weitere Forderung der CDU, jährliche Fortschreibung des Schülerbeförderungskonzeptes 
 

Anmerkung: 
In einem ersten Schritt ist beabsichtigt, im Monat Februar 2015 ein Gespräch mit dem Vertragsunter-
nehmen zu führen mit dem Ziel, bis zum Beginn des Schuljahres 2015/2016 Einsparungen (ohne Reduzie-
rung bestehender Standards) in einem nennenswerten Umfang zu erzielen. Angestrebt wird über ein Er-
gebnis in einer Sitzung in der Ausschusswoche im April 2015 bzw. in der Ratssitzung 21.05.2015 berich-
ten zu können.  

 
3. Erstellung eines bedarfsgerechten und zukunftsweisenden Sportstättenkonzeptes 

 

 CDU fordert erforderliche Leitpläne (gemeint ist eine Anpassung der Bauleitplanung) bis Ende 2016 
(Vorlage AN/FB 6/041/2014) 
 

 SPD beantragt Erstellung eines Sportstättenkonzeptes für die Stadt Wassenberg (Vorlage AN/FB 
6/045/2014) 

 

 FDP fordert den Entwurf eines künftigen Nutzungskonzeptes der Sportstätten noch im ersten Halbjahr 
2015, um zumindest planungsrechtliche Schritte vor Änderung der Landesentwicklungsplanung einlei-
ten zu können (Vorlage AN/STK/035/2012) 

 

 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert Bedarfsanalyse der Sportstätten 
 

 FDP erwartet im Zusammenhang mit der Überprüfung und Konzentration auch Qualitätssteigerungen 
(z. B. Kunstrasenplatz) 

 

 Weitere Forderung der FPD in diesem Zusammenhang, alle vorhandenen Sportstätten einschl. der 
dortigen Immobilien sowie die Kinderspielplätze zwecks Bedarfsanalyse zu betrachten. 

 

 FDP sieht ebenfalls die Synergieeffekte im Zuge der Erstellung eines Sportstättenkonzeptes und 
wünscht sich hierzu auch den Dialog zwischen Politik und betroffenen Vereinen und Gruppen. 
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Anmerkung: 
Ziel der Aufgabenstellung ist es für das Stadtgebiet in einem ersten Schritt den Flächenbedarf zur Reali-
sierung einer modernen und kompakten Freiluftsportstätte, die heutige Standards an Sportanlagen für 
den Vereins- und Schulsport erfüllt und die Sportarten innerhalb des Stadtgebietes abdeckt, zu ermitteln. 
Zu diesem Verfahrensschritt zählen gleichzeitig eine Kostenprognose, das Aufzeigen von Refinanzie-
rungsmöglichkeiten, wie beispielsweise aus einer Vermarktung freiwerdenden Anlagevermögens bzw. 
auch die Prüfung alternativer Umsetzungs-, Bewirtschaftungs- und Betreibermodelle. Abgerundet wer-
den soll dieser Verfahrensschritt mit einer Anhörung von Schulen und den Vereinen aus den einzelnen 
Sportarten.  
 
Anschließend werden die federführend Zuständigen (Fachbereich 6 und Stadtbetrieb) und die beteiligten 
Fachbereiche 2 und 5 dem zuständigen Fachausschuss zur Erörterung das Konzept vorlegen mit dem Ziel, 
dass die notwendigen Flächennutzungsplanänderungen noch vor Ablauf des Jahres 2015 eingeleitet 
werden können.  
 
Nach Durchführung eines Flächennutzungsplanänderungsverfahrens ist die konkrete Umsetzung des 
Konzeptes der zweite Verfahrensschritt in einem mittelfristigen Planungszeitraum. 
 
Die Nutzung bzw. eine u. U. auch gebotene Optimierung einer Nutzung bestehender Sporthallen einschl. 
einer Ermittlung des Kostenanteils für die außerschulischen Nutzungen ist eine gesonderte Aufgabenstel-
lung. Über das Ergebnis und einen ggf. notwendigen Anpassungsbedarf wird der federführend zuständi-
ge Fachbereich 2, ggf. mit Beteiligung der Fachbereiche 6 und 5 zu gegebener Zeit berichten.  
Da aus heutiger Sicht alle Schulstandorte im Bestand nicht gefährdet sind, begrenzt sich die Aufgaben-
stellung auf die vorstehenden Ausführungen, da die Sporthallen an jedem Schulstandort zwangsläufig 
erhalten bleiben.  
 

4. Nassabgrabung 
 

 CDU fordert die Wiederaufnahme von Verhandlungen mit der Kirchengemeinde i. S. d. haushalts-
rechtlichen Vorgabe lt. Vorbericht (Vorlage AN/FB 6/043/2014) 
 

 Die Fraktion „DIE LINKE“ stellt die gleiche Forderung. 
 

Anmerkung: 
Die Verwaltung wird im ersten Halbjahr 2015 das Gespräch mit der Kath. Kirchengemeinde St. Marien 
suchen. Bei diesem Gespräch gilt es, alle Beteiligten, Kirchenvorstand mit allen Mitgliedern, Vertreter Bis-
tum, Abgrabungsunternehmer und Stadt unter Leitung des Bürgermeisters „an einen Tisch zu bringen“, 
damit zum einen alle einen einheitlichen Kenntnisstand erlangen und zum anderen einseitigen und zu-
dem unzutreffenden Informationen – wie in der Vergangenheit erfolgt – die Grundlage entzogen wird.  

 
5. Erstellung eines Katasters über veräußerbare oder anderweitig verwertbare Gebäude, Grundstücke 

und sonstige Vermögensgegenstände 
 

 CDU fordert dieses Kataster bis Ende 2015 (Vorlage AN/FB 6/042/2014) 
 

 SPD hat eine gleichlautende, jedoch nicht mit Fristsetzung verbundene Forderung 
 

Anmerkung: 
Durch den hierzu federführend zuständigen Fachbereich 6 werden auch unter Hinzuziehung von Informa-
tionen des Stadtbetriebes die notwendigen Vorarbeiten bis 30.09.2015 zur Erstellung eines Grobentwur-
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fes erfolgen (beschränkt auf Grundstücke); die Thematik Gebäude bedarf einer gesonderten Überprüfung 
in Zusammenarbeit zwischen den Fachbereichen 2, 1 und 5. 
 

6. Bergfried 
 

 FDP fordert Nutzungskonzept, u. a. über einen „runden Tisch“ 
 

 Die SPD-Fraktion verlangt ein generelles Nutzungskonzept, bei dem tagsüber ein geregelter Zugang 
für Bürger und Touristen möglich sein muss und unterstützt gleichzeitig die Ankündigung des Bürger-
meisters zur Einrichtung eines „runden Tisches Nutzungskonzept Bergfried“. 

 

 Fraktion Bündnis90/Die Grünen sehen Bergfried als geeignete Stätte im Zusammenhang mit der For-
derung zur Bündelung kultureller Aktivitäten. 

 
Anmerkung: 
Der zur Aufgabenerledigung federführend zuständige Fachbereich 4 hat bereits mit den ersten Gesprä-
chen zur Erstellung eines Nutzungskonzeptes begonnen (Auftaktgespräch im Ratssaal am 29.01.2015) 
und zudem Förderungsmöglichkeiten zu einer behindertengerechten Erschließung des Bergfriedes ausge-
lotet. Über die weiteren Ergebnisse wird der Fachbereich 4 zu gegebener Zeit berichten.  
 

7. Stadtkernsanierung  
 

 Antrag der CDU-Fraktion zu einem Sachstandsbericht – Förderung Gewerbeansiedlung Innenstand, 
Leerstandsmanagement und Einrichtung eines Gewerbemonitoring (Vorlage AN/FB 6/027/2013) 
 

 CDU weist auf diese Aufgabenstellung hin 
 

 SPD-Fraktion sieht in der Stadtkernsanierung den Aufgabenschwerpunkt der nächsten Jahre (Forde-
rung zu einem runden Tisch aus Wirtschaft, Politik und Bürger zur Entwicklung von Zukunftskonzep-
ten, Koordination nur zentral und kontinuierlich durch Verwaltung, Kreativität und Ideenreichtum sei-
en gefragt ebenso wie die Schaffung vernünftiger Rahmenbedingungen, Förderprogramme und För-
dertöpfe ausschöpfen). 

 

 Weitere Forderung der SPD in diesem Zusammenhang, eine Leitbildentwicklung (ein Handlungskon-
zept) für eine Gesamtkonzeption der Stadt Wassenberg (Vorlage AN/FB 6/044/2014) 

 

 Fraktion DIE LINKE fordert eine Konzeption, in welche auch die Ideen, Wünsche und Vorschläge der 
Bürger einfließen sollen.  

 

 Die Bündelung und Vermarktung von touristischen Angeboten sei schwach und das Kulturangebot 
ausbaufähig, wenn man wieder Leben in die Stadt bringen wolle (Forderung der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen).  

 
Anmerkung: 
Die Aufgabenstellung zur Stadtkernsanierung ist bekanntermaßen vielschichtig. Dieses Thema wird die 
Stadt als Aufgabenschwerpunkt über einen mehrjährigen Zeitraum begleiten. Die bereits im Vorjahr be-
gonnene Studienarbeit „Entwicklung Kernstadt Wassenberg“ ist z. Z. noch in Arbeit und Professor Castro 
wird das Ergebnis voraussichtlich in der zweiten Planungsausschusssitzung in 04/2015 vorstellen. Unab-
hängig davon sollte mit Vorlage der verbindlichen Zusage zum Bau der B 221n in 2015 verwaltungsintern 
eine Arbeitsgruppe gebildet werden, die sich aus Mitarbeitern der federführend zuständigen Fachberei-
che 4 und 6 zusammensetzt und im Bedarfsfall durch die Fachbereiche 5 bzw. den Stadtbetrieb bei kon-
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kreten Einzelmaßnahmen Zuarbeit einfordern kann (Vorgehensweise analog zur Realisierung des Wald-
seeprojektes kann als Beispiel dienen). Aufgrund der Aufgabenstellung gilt es auch durch Hinzunahme 
externer Leistungen unverzüglich u. a. die Planungen zum Rückbau der Graf-Gerhard-Str., zur Ertüchti-
gung der Gassen und Hinterhöfe mit Nutzungsüberlegungen (beispielsweise Einrichten von kleinteiligen 
Werkstattflächen für Künstler u. a.) sowie sonstige Stadtkernflächen, des Vorplatzes der Kreissparkasse 
u. ä. aufzugreifen (in diesem Zusammenhang darf nicht vergessen werden, dass die Kanalerneuerung auf 
der Graf-Gerhard-Str. dringlich ist und eine Bauzeit von einem Jahr erfordert). Darüber hinaus sind die 
bereits in Vorjahren angedachten Einzelmaßnahmen sowie künftige konkret ausgearbeitete neue Maß-
nahmen rechtzeitig in einen Förderantrag eingearbeitet werden mit dem Ziel, dass bereits während der 
Bauzeit der B 221n mit konkreten Maßnahmen zu einer konkreten Umgestaltung des Stadtkerns und 
Aufzeigen auch alternativer Nutzungen begonnen werden kann.  
Als Teil der Aufgabenstellung gilt es parallel auch weitere konkrete Maßnahmen auszuarbeiten, dazu 
zählen Entwicklungspotentiale für Leerstände (evtl. auch über die Ansiedlung einer kulturellen Szene) und 
deren individuelle Fördermöglichkeiten ebenso auszuloten wie eine Stärkung der Belange der Gastrono-
mie oder eine Öffnung für andere Interessen mit regelmäßigen Veranstaltungen im öffentlichen Raum.  
 
Letztlich müssen alle Überlegungen und Maßnahmen in ein schlüssiges Konzept passen.  

 
8. Zukunftskonzept Gebäudemanagement 

 

 Die FPD fordert unter Hinweis auf vorjährige Forderungen und den Bericht der Gemeindeprüfungsan-
stalt aus 2012 eine eingehende Überprüfung (Verzicht auf Neubauten, ggf. wirtschaftlich verträgliche 
Umbauten, Gewährleistung von Multifunktionalität), Vorlage AN/FB 2/034/2014. 
 

 Fraktion DIE LINKE unterstützt diese Forderung  
 

 Bündnis 90/Die Grünen fordert Bedarfsanalyse für Schulgebäude und sonstige städtische Gebäude 
 

 Die Gemeindeprüfungsanstalt stellt heraus, dass der Schülerrückgang im Grundschulbereich nach Lö-
sungen verlangt, um den Haushalt zu entlasten. 

 
Anmerkung: 
Zusätzlich zu den politischen Anträgen sind bei dieser Aufgabenstellung auch die Vorgaben der Gemein-
deprüfungsanstalt zu berücksichtigen, z. B.  dass der Hausmeisterdienst hinsichtlich der offensichtlich un-
terschiedlichen Auslastung einer eingehenden Analyse und Neuordnung bedarf (beispielsweise Haus-
meisterpool), da er noch nicht zeitgemäß strukturiert sei; Analyse und Neuordnung des Hausmeister-
dienstes sei mit dem Ziel der Effektivitätssteigerung und Aufwandsverringerung vorzunehmen.  
 
Von den federführend zuständigen Fachbereichen 1 und 2 (der Fachbereich 5 kann allenfalls zuarbeiten) 
sind bei den anstehenden Überlegungen auch die Ausführungen auf Seite 38 des Vorberichtes zum Haus-
haltsentwurf 2015 zur Begrenzung des Gebäudebestandes auf den zur Aufgabenerfüllung notwendigen 
Umfang zu berücksichtigen. 
 

9. Breitbandinitiative der Bundesregierung 
 

 Die SPD fordert zu prüfen, ob die Ankündigung der flächendeckenden Breitbandinitiative der Bundes-
regierung für die Stadt eine Möglichkeit bietet, dem derzeit stockenden Ausbau in unserer Stadt wie-
der Schwung zu verleihen . 
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Anmerkung: 
Das Konzept der Bundesregierung ist noch nicht verabschiedet, so dass auch derzeit die Kriterien nicht 
bekannt sind; federführend für diese Aufgabe sollte der Fachbereich 6 sein und über den zuständigen 
Ausschuss berichten, sobald belastbare Erkenntnisse vorliegen.  
 

10. Einsichtnahme in gestellte Anträge 
 

 Die FDP fordert, dass gestellte Anträge gut strukturiert, archiviert und zeitnah bearbeitet werden und 
zudem jederzeit Einsicht in den Bearbeitungsstand möglich sein müsse. 

 
Anmerkung: 
Die Verwaltung betrachtet das Ratsinformationssystem als ausreichend, zudem besteht für jeden Stadt-
verordneten ein Informationsrecht bei der Verwaltung.  
 

11. Interkommunale Zusammenarbeit 
 
Die FDP fordert –wie alle Jahre- interkommunale Zusammenarbeit bei der EDV, der Abfallentsorgung und 
dem Beschaffungswesen. 
 
Anmerkung: 
Dies ist eine bei der FDP „von oben“ erteilte Vorgabe, jedoch u. a. wegen der Verschiedenheit der System 
in der Abfallwirtschaft und zudem vorhandener langfristiger Verträge so pauschal  nicht umsetzbar (zu-
dem gibt es negative Beispiele aus Regionen, bei dem Kleinunternehmer sich an Ausschreibungen nicht 
mehr beteiligen konnten, mit der Folge unwirtschaftlicher Ausschreibungsergebnisse). Eine derart gene-
relle Forderung ist zudem sicherlich tlw. auch auf die Bereiche EDV und Beschaffungswesen nicht über-
tragbar -ohne dies in einem konkreten Einzelfall ausschließen zu wollen-.  
 
Da aber, wo interkommunale Zusammenarbeit möglich ist, beispielsweise beim Geräteeinsatz von Bau-
betriebshöfen, der Beschaffung von Streusalz, der Bekämpfung des Eichenprozessionsspinners und der 
Durchführung von Geräteschulungen für Mitarbeiter u. ä. wird dies bereits zwischen verschiedenen Städ-
ten bzw. auf Kreisebene seit rd. 10 Jahren praktiziert. Dies gilt ebenso für die gemeinsame Nutzung des 
GEO-Dateninformationssystems Kreis Heinsberg. Für diese Art der interkommunalen Zusammenarbeit 
bedarf es keiner politischen Anträge.  
 

12. Stadtmarketing/Kultur 
 

 Forderungen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 

- Kanutourismus von Orsbeck bis Roermond zur Attraktivitätssteigerung ausbauen 
 

- Potential wie beispielsweise Birgeler Urwald-Wanderweg muss deutlich besser vermarktet wer-
den 

 
- Kulturelles Angebot, insbesondere für Jugendliche zu verbessern 

 
- Es gelte weitere und qualitativ ansprechende Kulturangebote zu unterbreiten (Voraussetzung sei 

eine Bündelung der derzeitigen kulturellen Aktivitäten und eine Zusammenführung der verschie-
denen Vereine und Kulturschaffenden, beispielsweise in einem neu zu schaffenden Kulturverein 
oder in einem vergleichbaren Gremium); als Veranstaltungsorte seien die Begegnungsstätte und 
der Bergfried für Kleinkunst, Musik und Ausstellungen geeignet. 
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- Ein Etat für Kunst und Kultur sei einzurichten; dazu gehöre zunächst eine übersichtliche Kosten-
aufstellung der Ausgaben für kulturelle Zwecke, welche die Stadt in Form von Personal und Zu-
wendungen an Vereine hat  
 

Anmerkung: 
Für die Erledigung der Aufgabenstellung ist in der Verwaltung federführend zuständig der Fachbereich 4. 
Im Zuge dieser Aufgabenerledigung sind gleichzeitig auch die Aufwendungen aus der Nutzung, Betreu-
ung, Bewirtschaftung und Unterhaltung von bereitgestellten Einrichtungen zu ermitteln.  

 
13. Bürgerbus 

 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bezeichnet die drei Einkaufzentren in Wassenberg als für Bürger 
schwer erreichbar und verweist in diesem Zusammenhang auf einen Bürgerbus, der die Einkaufzentren 
von verschiedenen Haltestellen aus, anfährt.  
 
Anmerkung: 
Das von der Fraktion genannte Erkelenzer Konzept (ErkaBus) ist allerdings auf Wassenberg nicht über-
tragbar, denn zum einen handelt es sich zunächst um einen einjährigen Versuch und zum anderen wur-
den zeitgleich in Erkelenz Buslinien mit einer vergleichbaren Jahres-Kilometerleistung gekürzt, so dass im 
Ergebnis dem ÖPNV durch den Erkelenzer Versuch keine Zusatzkosten entstehen.  
 
Dies ist auf eine kleine Stadt wie Wassenberg ohnehin nicht übertragbar, allerdings sind auch bereits 
heute der Bereich Penny/Eiscafé Kohlen/Dursty/Netto und der Bereich Brabanter Straße mit RE-
WE/dm/Norma u. a. mindestens im Stundentakt mit den ÖPNV-Linien erreichbar. 
 

14. Projekt Effelder Waldsee 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bezeichnet die Kosten-/Nutzungsrechnung für das Projekt „Effelder 
Waldsee“ als bescheiden.  
 
Anmerkung: 
Wider besseren Wissens (die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wurde bei der internen Haushaltsberatung 
vom Stadtkämmerer umfassend informiert) verkennt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass zum ei-
nen die Höhe der Planungsaufwendungen auch verursacht wurde durch die „Eingaben heutiger Kritiker“ 
und zum anderen diese Planungsaufwendungen erforderlich waren, dass die Stadt das im Eigentum ste-
hende rd. 45 ha große Areal auch tatsächlich für den Nutzungszweck verpachten konnte. Erst mit die-
sen Planungsaufwendungen wurde das städtische Eigentum in dem im Bebauungsplan festgesetzten 
Umfang gewerblich nutzbar. Somit war auch erst auf dieser Grundlage es möglich, eine jährliche Pacht 
in der heutigen Höhe erzielen zu können. 
Neben dem Pachtzins ist viel wesentlicher, dass es gelungen ist, den Grundstückswert um ein Vielfaches 
zu erhöhen und darüber hinaus eine in das Konzept der Stadt hervorragend passende Infrastrukturein-
richtung zu schaffen. Im Gegensatz zu den Ausführungen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen muss auch 
künftig Ziel der Stadt sein, die Beschränkungen aus dem im Verfahren befindlichen Landschaftsplan für 
dieses Areal auf die unbedingt notwendigen Eingriffe zu begrenzen. 
 

15. Kreisumlage 
 
Die Fraktion „DIE LINKE“ will geprüft haben, ob gegen die Höhe der Kreisumlage eine Klage Erfolg habe.  
 
Anmerkung: 
Die Antwort auf diese Frage ist einfach, die Festsetzung der Kreisumlage ist rechtmäßig, da der Kreistag 
den vom Gesetzgeber eingeräumten Spielraum nutzt; eine Reduzierung der Kreisumlage ist nur über ent-
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sprechende Beschlüsse des Kreistages mit dann auch einschneidenden Maßnahmen für den Kreis mög-
lich. 
 

16. Einsatz kommunaler Gewerbesteuerprüfer 
 
Die Fraktion „DIE LINKE“ bezieht sich auf eine Mitteilung der Stadt Köln, die beklagt, dass eine Überprü-
fung von Unternehmen durch das Finanzamt nur alle 13 Jahre stattfinde, während die Kommunen Nach-
forderungen jedoch nur für vier Jahre geltend machen können. Hieraus zieht die Fraktion „DIE LINKE“ die 
fehlerhafte Schlussfolgerung, dass dies durch den Einsatz kommunaler Gewerbesteuerprüfer verbessert 
werden könne. Die Fraktion „DIE LINKE“ verkennt, dass Betriebsprüfungen ausnahmslos Aufgabe des 
Landes sind; eine kommunale Zuständigkeit liegt nicht vor. 
 

17. Abwasserkonzeption 
 
Die Fraktion „DIE LINKE“ möchte einen Antrag stellen, den Rat umfangreich über die Ergebnisse der letz-
ten vier – fünf Jahre zu informieren und darüber hinaus einen Bericht über die Planungen für die nächs-
ten fünf Jahre erhalten. 
 
Anmerkung: 
Im ersten Halbjahr 2015 steht die Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes für die nächsten 
fünf Jahre an (zu genehmigen durch die Bezirksregierung) und aus dieser Konzeption sind gleichzeitig die 
Maßnahmen der letzten fünf Jahre erkennbar. Da die Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzep-
tes über Fachausschuss und Rat laufen, erlangt die Fraktion „DIE LINKE“ automatisch diese Informatio-
nen.  
 

18. Mangel an Sozialwohnungen 
 
Die Fraktion „DIE LINKE“ beklagt den Mangel an Sozialwohnungen und bezeichnet die Situation in Was-
senberg ebenfalls als ernst. Die Fraktion „DIE LINKE“ möchte dieses Thema nochmals aufgreifen und hin-
terfragt statistische Angaben für Wassenberg.  
 
Anmerkung: 
Aus Sicht der Verwaltung in Kenntnis der Bautätigkeit – auch in diesem Bereich – in Wassenberg er-
scheint zumindest auf den ersten Blick Wassenberg ausreichend versorgt. Da der Bau von Sozialwohnun-
gen öffentlich gefördert wird, wird zu einer abschließenden Antwort der zuständige Fachbereich 6 ent-
sprechende Informationen über die Zahl geförderter Wohnungen in Wassenberg abfragen und das Er-
gebnis zu gegebener Zeit mitteilen.  
 

19. Stellungnahme IHK 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat aus der Stellungnahme der IHK (dieser lag noch die erste Fas-
sung des Haushaltsentwurfes zugrunde) den Rückgang der Gewerbesteuereinnahmen in die Haushalts-
rede übernommen und daraus den eigenen, allerdings fehlerhaften Schluss gezogen, dass niedrige Ge-
werbesteuerhebesätze für die Ansiedlung von Unternehmen nicht ausschlaggebend sei und es gelte 
vielmehr die Investorenpflege nachhaltig zu verbessern. 
 
Zu dieser sachlich fehlerhaften Einschätzung ist zunächst klarzustellen, dass die verabschiedete endgülti-
ge Fassung der Haushaltssatzung den Gewerbesteueransatz gegenüber dem Vorjahr lediglich um 4,36 v. 
H. verringert (und nicht 9 v. H.). Auch der Hinweis der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf die Orientie-
rungsdaten gem. Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales NRW greift hier nicht, denn 
dies ist lediglich eine Orientierungshilfe aufgrund einer Fülle statistischer Daten und ausdrücklich mit 
dem Hinweis gekennzeichnet, dass es regionale Abweichungen gibt. Diese Orientierungsdaten waren für 
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uns noch nie Grundlage der Planung unseres Gewerbesteueransatzes, denn der Branchenmix in der Stadt 
Wassenberg lässt eine Anwendung dieser Orientierungsdaten – wie auch in vielen anderen kreisangehö-
rigen Kommunen – nicht zu. 
 
An dieser Stelle muss deshalb nochmals herausgestellt werden, dass niedrige Gewerbesteuerhebesätze 
zwar ein wichtiger Faktor sind, jedoch für durchschlagende Gewerbeansiedlungen als entscheidende Fak-
toren eine möglichst unmittelbare Anbindung an eine Autobahn, die Verfügbarkeit kostengünstiger Ar-
beitskräfte in der Region mit möglichst optimaler ÖPNV-Anbindung an den Gewerbestandort, die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit eines Dreischichtbetriebes mit der Zulässigkeit hoher Immissionswerte u. ä., 
ausschlaggebend sind. Die Stadt Wassenberg ist infrastrukturell aus gewerblicher Sicht nur unzureichend 
erschlossen und mit Ausnahme der hinteren Fläche im Gewerbegebiet Wassenberg/Ratheim verfügt die 
Stadt auch über keinerlei Gewerbeflächen für industriell vergleichbare Ansiedlungen. 
Da aufgrund der Vorgaben des Landes weitere Gewerbegebietsausweisungen in einer Stadt wie Wassen-
berg ausscheiden (angesichts der riesigen brachliegenden Gewerbeflächen in NRW, teilweise komplett 
über Autobahn, Schiene und Wasserweg erschlossen, auch nachvollziehbar) sind Ansiedlungsmöglichkei-
ten überschaubar und zudem ist eine Ansiedlung nicht gleichbedeutend mit der Erzielung von Gewerbe-
steuereinnahmen (eine vielfach feststellbare irrige Annahme). Im Rahmen der städtischen Möglichkeiten 
und Zuständigkeiten werden bereits seit Jahren ansiedlungswilligen Unternehmen (reine Lagerhallen bei 
subventionierten Grundstückspreisen ausgenommen) die notwendigen Hilfestellungen ebenso angebo-
ten wie dem im Bestand geführten Gewerbe beispielsweise bei Erweiterungen, Nutzungsänderungen u. 
ä.  Auch diese „Investorenpflege“ verhindert allerdings nicht, dass Gewerbebetriebe im Rahmen ihrer 
steuerlichen Beratung steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten bis hin zur Vermeidung  einer Zahlung von 
Gewerbesteuern nutzen (auch ein vorrangiges Ziel von Gewerbetreibenden).       
 
Darüber hinaus erfolgen heute Betriebsansiedlungen von Belang nahezu ausschließlich über Beratungs-
gesellschaften, die den Flächenmarkt umfassend erkunden (beispielsweise Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft des Landes NRW, Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises u. a., über die die Kommunen von 
konkreten Nachfragen informiert werden und über die auch die Rückläufe abgewickelt werden).  
 

Sonstige Anträge 
 

20. Politische Anträge zu Tiefbaumaßnahmen 
 

 Antrag des Stadtverordneten Torsten Lengersdorf auf Ausbau des Gehweges Oberer Weg bis 
Ossenbrucher Weg zur Schulwegsicherung (Vorlage AN/FB 6/018/2014) 
 

 Antrag des CDU-Ortsverbandes Birgelen zur Fahrbahnertüchtigung der Zufahrt zum Sportplatz 
Birgelen (Vorlage AN/SBW/020/2014) 
 

 Antrag des CDU-Ortsverbandes Ophoven zur Befestigung des Wirtschaftsweges Feldstraße bis zum 
Kindergartengrundstück Steinkirchen 

 
Anmerkung: 
Bereits im Vorfeld der Haushaltsberatungen wurden politische Anträge zum Ausbau des Gehweges Obe-
rer Weg bis Ossenbrucher Weg im Stadtteil Birgelen, die bituminöse Befestigung des Wirtschaftsweges 
Feldstraße bis zum Kindergartengrundstück Steinkirchen und zur Fahrbahnertüchtigung Sportplatzzu-
fahrt Birgelen eingereicht.  
 
Zu diesen Anträgen erfolgte eine Kalkulation der Baukosten durch den Unternehmensbereich Tiefbau des 
Stadtbetriebes auf der Grundlage gängiger Einheitspreise. 
Bereits im Zuge der Haushaltsberatungen mit den Fraktionen wurde unter Beachtung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit die weitere Vorgehensweise festgelegt. 



- 15 - 

 
Zum Bearbeitungsstand der Anträge wird wie folgt berichtet: 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
1. Die Herstellung eines Gehweges entlang des Wirtschaftsweges (Teilstück Ende Oberer Weg bis Ein-

mündung Ossenbrucher Weg) wird einschl. Grunderwerb mit brutto rd. 21.000,00 Euro kalkuliert. Ein 
derartiger Mitteleinsatz ist für die begehrte Maßnahme unverhältnismäßig. Dieses Wegestück wurde 
in den Vorjahren mit einer vollständigen Straßenbeleuchtung ausgestattet, so dass aus dem Bauge-
biet heraus ein vollständig ausgeleuchteter und sicherer Schulweg bis zur Wartehalle Ossenbrucher 
Weg gegeben ist. Die Nutzung der bituminös befestigten Verkehrsfläche dieses zwischen 
Ossenbrucher Weg und Oberer Weg gelegenen Wirtschaftsweges ist vergleichbar mit der Nutzung 
einer niveaugleich ausgebauten Verkehrsfläche (Fahrbahn ohne Gehweg), wie sie üblicherweise in 
den meisten Baugebieten und in vielen Wohnstraßen hergestellt wurde. Auch haben Überprüfungen 
an Schultagen in der Zeit von 06.30 Uhr bis 07.30 Uhr ergeben, dass dieses Wirtschaftswegeteilstück 
bis zum Ossenbrucher Weg nur von wenigen Fahrzeugen befahren wird. Dem Grunde nach ist dieser 
Schulweg „verkehrssicherer“ als die Nutzung vergleichbarer Wohnstraßen.  
 

2. Zu dem Antrag zur Fahrbahnertüchtigung der Zufahrt zum Sportplatz Birgelen erfolgt Ende Februar 
ein Ortstermin mit den Beteiligten und dem Stadtbetrieb mit dem Ziel, eine wirtschaftliche Lösung 
bei gleichzeitiger Regelung der bestehenden Oberflächenwasserproblematik auszuloten. Eine umfas-
sende Befestigung der Gesamtfläche von rd. 860 qm mit kalkulierten Ausbaukosten je nach Variante 
von 38.000,00 Euro bis 65.000,00 Euro zzgl. den Kosten der noch zu lösenden Oberflächenwasser-
problematik sind unverhältnismäßig.  
Über das Ergebnis des Ortstermins und einen Lösungsvorschlag wird daher unmittelbar in der Bau-
ausschusssitzung berichtet.  
 

3. Zu dem Antrag des CDU-Ortsverbandes Ophoven zur Befestigung des Wirtschaftsweges Feldstraße 
bis zum Kindergartengrundstück Steinkirchen fand am 02.02.2015 ein Ortstermin mit den Antragstel-
lern statt. Auch hier war Hintergrund des Ortstermins, dass ein Ausbau dieses rd. 3.300 qm umfas-
senden Wirtschaftswegeteilstückes mit brutto 95.000,00 bis 100.000,00 Euro unverhältnismäßig ist. 
Bei diesem Ortstermin wurde die Problematik besprochen und einvernehmlich festgelegt, dass der 
Stadtbetrieb dem Bauausschuss für die Sitzung am 26.02.2015 den Vorschlag unterbreiten soll, dass 
der Einmündungsbereich Feldstraße/Wirtschaftsweg bituminös befestigt wird und die beschriebene 
Wegefläche von 3.300 qm als „Pilotprojekt für Unterhaltungsmaßnahmen auf Hauptwirtschaftswe-
gen“ mit einem bodenstabilisierenden 30 cm – 40 cm Aufbau und einem verdichteten Feinplanum 
ausgestattet wird.  

 
21. Antrag des Herrn Bernd Jaegers bezüglich der Nutzung des Roßtorplatzes (Vorlage AN/FB 3/013/2012) 

 
Mit den auf dem Roßtorplatz ansässigen Gewerbetreibenden findet im Frühjahr ein gesondertes Ab-
stimmungsgespräch statt.  
 

22. Antrag der SPD-Fraktion betreffend Aufnahme des Parkplatzes „Am Neumarkt“ in ein Parkleitsystem 
(Vorlage AN/FB 3/033/2013) 

 
Bei der Erstellung des Parkleitsystems wurde dieser Antrag inhaltlich berücksichtigt. Die Umsetzung des 
Parkleitsystems erfolgt im Frühjahr 2015. 

 
23. Bürgerantrag nach § 24 GO betreffend die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht von 

Freigängerkatzen (Vorlage AN/FB 3/001/2014) 
 
Da sich die Rechtslage bis zum heutigen Tag nicht geändert hat und auch zwischenzeitlich die kreisange-
hörigen Kommunen einem vom Kreis angedachten Pilotprojekt nicht zugestimmt haben, ist dieser Antrag 
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entsprechend den Bestimmungen der Gemeindeordnung durch den Fachbereich Ordnung und Soziales 
über eine der nächsten Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses formal noch abzuwickeln.  

 
24. Antrag des Herrn L., Erbengemeinschaft, betreffend Änderung des Bebauungsplanes Nr. 52 – Herr-

schaftliche Heide – Grundstück Gemarkung Wassenberg, Flur 2, Flurstück 1021 (Vorlage AN/FB 
6/014/2014) 
 
Der Antrag wird vom Fachbereich 6 bearbeitet, eine Beratung im Ausschuss kann allerdings erst erfolgen, 
wenn der Antragsteller die Unterlagen vollständig eingereicht hat.  
 

25. Antrag des CDU-Ortsverbandes Wassenberg zur Verkehrssituation an der Querungshilfe auf der 
Erkelenzer Straße (Vorlage AN/FB 3/022/2014) 
 
Der Antrag wird vom Fachbereich Ordnung und Soziales bearbeitet und dem Fachausschuss zur Beratung 
zugeleitet, sobald die notwendigen Abstimmungen mit dem Landesbetrieb NRW als überörtlichen Stra-
ßenbaulastträger und dem Straßenverkehrsamt des Kreises Heinsberg erfolgt sind.  
 

26. Antrag des CDU-Ortsverbandes Wassenberg zur Bereitstellung angemessener Räumlichkeiten für die 
„Bücherkiste“ (Vorlage AN/FB 2/021/2014) 
 
Nach Ausarbeitung des Prüfergebnisses wird der zuständige Fachbereich Gebäudemanagement diesen 
Antrag dem zuständigen Fachausschuss zur Beratung vorlegen.  

 
27. Antrag des CDU-Ortsverbandes Effeld zur Änderung der Wegeführung „Rundwanderweg Effelder 

Waldsee“ (Vorlage AN/FB 6/031/2014) 
 
Dieser Antrag wird vom zuständigen Fachbereich Planen und Bauen sowie Liegenschaften dem Fachaus-
schuss zur Beratung vorgelegt, sobald notwendige behördliche Abstimmungen im Ergebnis vorliegen und 
auf dieser Basis der Antragsinhalt mit dem Antragsteller nochmals abgestimmt ist; der Antragsteller ist 
über die erforderlichen behördlichen Abstimmungen informiert.  
 

28. Antrag des CDU-Ortsverbandes Birgelen zum Aufstellen von Schülerlotsen-Schildern auf der 
Lambertusstraße (Vorlage AN/FB 3/035/2014) 
 
Dieser Antrag wird vom Fachbereich Ordnung und Soziales bearbeitet. Über das Ergebnis der notwendi-
gen Abstimmung mit dem Straßenverkehrsamt des Kreises Heinsberg wird zu gegebener Zeit berichtet.  
 

29. Beschwerde und Anregung gem. § 24 Abs. 1 GO NRW des Fördervereins der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Wassenberg, Löschgruppe Birgelen, zu einer Übernahme von Kosten anlässlich der Umbaumaß-
nahme Feuerwehrgerätehaus Birgelen (Vorlage AN/FB 2/036/2014) 
 
Entsprechend den Bestimmungen der Gemeindeordnung wird der zuständige Fachbereich Gebäudema-
nagement diesen Punkt dem Haupt- und Finanzausschuss in einer der nächsten Sitzungen mit einem ent-
sprechenden Verwaltungsvorschlag zuleiten.  
 

30. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Einrichtung eines „Hot-Spot“ am Ossenbrucher Weg 
(Vorlage AN/FB 3/038/2014) 
 
Der zuständige Fachbereich Ordnung und Soziales klärt z. Z. die rechtlichen Voraussetzungen und wird 
einen entsprechenden Verwaltungsvorschlag dem zuständigen Haupt- und Finanzausschuss zur Beratung 
zuleiten, sofern es sich bei der Umsetzung nicht um einfaches Geschäft der laufenden Verwaltung han-
deln sollte.  
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31. Antrag der CDU-Fraktion zur Erweiterung der Straßenbeleuchtung außerhalb des  Ortsteiles Rosenthal 

(Vorlage AN/SBW/024/2013) 
 
Zu dem Ergebnis dieses Antrags wurde in der Vergangenheit bereits mündlich berichtet. Danach bezieht 
sich dieser Antrag auf ein außerhalb der Ortslage gelegenes Straßenstück zwischen Rosenthaler Str. 152 
und der Einmündung Ossenbrucher Weg. Bei der Errichtung von Beleuchtungsanlagen außerhalb von 
Ortslagen fehlt es zum einen regelmäßig an der Verlegung eines Erdkabels und zum anderen ist die Richt-
linie RPS 2009 – Richtlinien für den passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme (Leit-
planke) – zu beachten.  
 
Im konkreten Fall wurden die Kosten für die Errichtung von lediglich 2 Straßenleuchten in diesem Ab-
schnitt inkl. Erdkabel (aufgrund des Baumbewuchses müsste zudem alle 15 m eine Rohrpressung unter 
dem Baumbestand durchgeführt werden, um das Beleuchtungskabel fachgerecht verlegen zu können) 
und die Maßnahmen aus der Beachtung der Richtlinie RPS 2009 mit rd. brutto 26.000,00 Euro beziffert.  
Antragsinhalt und Kostenumfang sind unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen der Ge-
meindehaushaltsverordnung unverhältnismäßig. 

 
Bürgermeister Winkens fragt, ob die Liste aus Sicht des Ausschusses vollständig sei oder ob die 
Liste noch zu ergänzen sei. 
 
Seitens des Ausschuss wird mehrfach der Verwaltung Dank ausgesprochen, für das umfangreiche 
Schriftstück. 
 
Seitens der Verwaltung wird auf Wunsch des Ausschusses zugesagt, dass vor den Haushaltsbera-
tungen für den Haushalt 2016 eine aktualisierte Aufstellung vorgelegt werde. 
 
Schulsozialarbeit 
Im Folgenden verliest Bürgermeister Winkens einen Aktenvermerk zur Schulsozialarbeit (Anlage 
1). 
 
 

 
Tagungsort: im Sitzungssaal des Rathauses, Roermonder Straße 25-27, 41849 

Wassenberg 
 
Beginn:  18:30 Uhr 
 
Ende:  20:00 Uhr 
 
 
Der Vorsitzende    Stadtverordneter   Schriftführerin 
 
 
________________________________________________________________________________                             
Manfred Winkens    Hans-Josef Albrecht     Ulrike Krücken 
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